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Christoph Butterwegge

Standortnationalismus, Rechtsextremismus und
Zuwanderung

Der fast überall in Europa wieder aufflammende Nationalismus ist nicht von
den jeweiligen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen abzulösen und ist
fundiert nur im Zusammenhang mit der Weltmarktdynamik (der „Globali-
sierung") zu analysieren. Um auf Seiten demokratischer, linker und multi-
kulturell orientierter Gegenkräfte die richtigen, Erfolg versprechenden
Alternativen diskutieren zu können, bedarf es genauerer Kenntnisse über
neue Formen und die Rolle des modernisierten Nationalismus im heutigen
Kapitalismus.

Es wäre falsch, Rechtsextremismus als Desintegrationsphänomen oder
Jugendprotest zu begreifen (vgl. Butterwegge 1996). Ihm geht es nämlich
gar nicht um eine Negation, sondern um die - bis zur letzten Konsequenz
getriebene, oft mit Gewalt erzwungene - Realisation gültiger Normen
(Beurteilung einer Person nach ihrer ökonomischen Verwertbarkeit, Lei-
stungsfähigkeit sozialen Angepasstheit u.a.m.) und gesellschaftlicher Funk-
tionsmechanismen wie der Konkurrenz (vgl. Bott 1993). In diesem Beitrag
wird ein Erklärungsmodell bevorzugt, das die Konkurrenz als Triebkraft des

kapitalistischen Wirtschaftssystems, historische Erblasten der politischen
Kultur sowie aktuell die Globalisierung bzw. neoliberale Modernisierung
nicht nur des Wohlfahrtsstaates (Butterwegge 2001 sondern praktisch aller
Bereiche der Gesellschaft für Rassismus, (Standort-)Nationalismus und
rechte Gewalt verantwortlich macht. Der modernisierte Rechtsextremismus
stützt sich ideologisch auf eine „Verklammerung von Wirtschaftsliberalis-
mus und Nationalismus", die für populistische Anrufungen instrumentali-
sierbar ist: „Konstruktionen des Nationalen werden dann als ideologisches
Bindemittel genutzt, um soziale Frustration in autoritäre, obrigkeitsstaatli-
che Orientierungen zu überführen." (Dörre 2001, 79)

Ein „nationaler Wettbewerbsstaat" (Joachim Hirsch), der kein her-
kömmlicher Wohlfahrtsstaat mit einer umfassenden Verantwortung für
soziale Sicherheit und Gerechtigkeit mehr sein will, verschärft durch seine
marktradikale Wirtschaftspolitik die soziale Ungleichheit und bereitet
damit den Resonanzboden für gesellschaftliche Ausgrenzungs- und Ethni-
sierungsprozesse. Je mehr die Konkurrenz in den Mittelpunkt zwischen-
staatlicher und -menschlicher Beziehungen rückt, umso leichter lässt sich
die ethnische bzw. Kulturdifferenz politisch aufladen. Dadurch greift ein
Trend zum „hedonistisch-konsumistischen Sozialdarwinismus" um sich:
„Nach dem globalen Sieg der Marktwirtschaft hat jenes Prinzip, demzufol-
ge der Stärkere sich durchsetzt und das Schwache auf der Strecke bleibt,
noch an Plausibilität gewonnen. Der aktuelle Rechtsextremismus beruht auf
einer Brutalisierung, Ethnisierung und Ästhetisierung alltäglicher Konkur-
renzprinzipien." (Menschik-Bendele/Ottomeyer 1998, 303)
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Sozialdarwinismus fällt nicht vom Himmel, wurzelt vielmehr in der
Erfahrungswelt einer Jugend, die durch das kapitalistische Leistungsprin-
zip, die Allgegenwart des Marktmechanismus und den Konkurrenzkampf
jeder gegen jeden geprägt wird (Kühnl 2001, 32 f.). Rivalität fungiert als

Haupttriebkraft einer zerklüfteten, zunehmend in Arm und Reich gespalte-
nen Gesellschaft. „Die sozialdarwinistische Alltagsphilosophie, die damit
einhergeht, erzeugt eine unauffällige, sich von direkter Gewalt fernhaltende
und als ,Sachzwang' der Ökonomie erscheinende Brutalität." (Klönne
2001,266) Wo die Umverteilung von unten nach oben mit dem Hinweis auf
sozialökonomische Globalisierungsprozesse - als für die Sicherung des

„eigenen Wirtschaftsstandortes" nützlich, ja unbedingt erforderlich - legi-
timiert wird, entsteht ein gesellschaftliches Klima, das (ethnische) Ab- und
Ausgrenzungstendenzen stützt.

Je enger die Verteilungsspielräume einer Gesellschaft werden, desto mehr
wächst die Versuchung, sogenannte Randgruppen von bestimmten Ressour-
cen auszuschließen. Ethnisierung ist ein dafür geeigneter Exklusionsmecha-
nismus, der Minderheiten konstruiert, diese negativ (z.B. als „Sozialschma-
rotzer") etikettiert und damit eigene Privilegien zementiert (vgl. Bukow 1996).

Vordergründig geht es bei der Ethnisierung um die „kulturelle Identität";
dahinter stecken aber handfeste Interessenkonflikte. Durch die Stigmatisierung
„der Anderen" wird die Konstituierung und Konturierung einer nationalen,
„Volks-" bzw. „Standortgemeinschaft" überhaupt erst möglich.

Globalisierung, als „Gegenreform" (Jörg Huffschmid) zum Projekt so-
zialer Gleichheit und Gerechtigkeit ins Werk gesetzt, führt zu diversen
Spaltungen. Genannt seien hier nur:

- eine soziale Polarisierung innerhalb der und zwischen Gesellschaften;

- die Herausbildung einer Doppelstruktur der Armut ("underclass" und

„working poor");
- die Aufspaltung des Prozesses transnationaler Wanderungen in Exper-

ten- bzw. Elitenmigration einerseits und Elendsmigration andererseits

(Butterwegge/Hentges 2000);

- Krise bzw. Zerfall der Städte, bedingt durch Marginalisierung und
sozialräumliche Segregation (Dangschat 1999).
Außerdem bewirkt die neoliberale Modernisierung eine [/msfraterre-

rang bzw. eine politisch-organisatorische wie ideologische Zweig/mig&ei?
des Rechtsextremismus, der nunmehr in einen traditionalistischen und einen
modernistischen Flügel zerfällt. Ersterer zieht Globalisierungs- bzw. Mo-
dernisierungsverlierer, die Angst vor einem „Turbo-Kapitalismus" (Ed-
ward N. Luttwak) haben, letzterer Globalisierungs- bzw. Modernisierungs-
gewinner, die den gegenwärtigen „Umbau" des Wohlfahrtsstaates nach

Marktgesetzen forcieren und die soziale Ausgrenzung der weniger Lei-
stungsfähigen intensivieren wollen, in seinen Bann. Mischformen in Ge-
stalt rechtspopulistischer Parteien wie der FPÖ suchen soziale Aufsteiger
ebenso anzusprechen wie sozial Benachteiligte (Decker 2000).

Nicht mehr der my thisch-völkische, sondern ein modernisierter, neolibe-
ral bzw. marktradikal orientierter Nationalismus ist dafür die ultrarechte

54 WIDERSPRUCH-41/01



Szene künftig auch eine Orientierung. Während die Alte Rechte auf Tradi-
tionsbewusstsein, überkommene Werte und den Mythos des Reiches setzt,
baut die sogenannte Neue Rechte auf Innovationsbereitschaft, Flexibilität
und den Mythos des Marktes. Neben einer „antiliberale(n) Grundhaltung"
à la Carl Schmitt (Gessenharter 1989, 432) ist für die Neue Rechte eine
wirtschaftsliberale Grundhaltung à la Adam Smith typisch (vgl. auch
Benoist 1999,59). Die extreme Rechte hat einen wirtschafts- und sozialpo-
litischen Paradigmawechsel vollzogen: der Protektionismus wird durch
Freihandel bzw. einen Marktfundamentalismus (vgl. Schui u.a. 1997), die
Zentralisierung der Staatsmacht durch Privatisierung und die „Volksge-
meinschaft" durch die „Standortgemeinschaft" ersetzt. Nicht mehr der
„starke Mann", sondern der „freie Markt" gilt als Retter der Wirtschaft;
nicht mehr der „starke", sondern der „schlanke Staat" ist gefragt, was jedoch
eine Ausweitung staatlicher Repressionsapparate und Kontrollbürokratien
keineswegs ausschließt (Butterwegge 1999). Wilhelm Heitmeyer (2001,
500) vertritt denn auch die These, „daß sich ein autoritärer Kapitalismus
herausbildet, der vielfältige Kontrollverluste erzeugt, die auch zu Demokra-
tieentleerungen beitragen, so daß neue autoritäre Versuchungen durch
staatliche Kontroll- und Repressionspolitik wie auch rabiater Rechtspopu-
lismus befördert werden."

Renationalisierung der Politik

Neben den ökonomischen Macht- und Herrschaftsverhältnissen, die im
Zuge der Globalisierung eine neue Gestalt annehmen, prägt die politische
(Un-)Kultur eines jeden Landes seine extreme Rechte, deren Ideologie,
Organisationsstruktur und Führerpersönlichkeiten, aber auch die Art und
Weise, wie ihnen demokratische Kräfte begegnen. Erblasten der politischen
Kultur in Deutschland waren und sind zum Teil noch immer: ein ausgepräg-
tes Freund-Feind-Denken, die Fixierung auf Staat (Etatismus) und Obrig-
keit (Untertanenmentalität), politischer Konformismus und Harmoniekult,
Autoritarismus und Antipluralismus, Antiintellektualismus und Irrationa-
lismus, ein Hang zum (rechtlichen) Formalismus, preußische Ordnungslie-
be sowie eine Schwäche für militärische Disziplin (Greiffenhagen/Greif-
fenhagen 1993).

Die deutsche Vereinigung von 1990 hat den Nationalismus wieder zu
einer relevanten politischen Größe gemacht. Nun bekamen Kräfte spürbar
Auftrieb, denen „das Nationale" immer schon mehr als „das Soziale" am
Herzen gelegen hatte. Zwar konnten REPublikaner, DVU und NPD von
dem „Jahrhundertereignis" wenig profitieren, sondern eher die Unionspar-
teien; als eigentliche Sieger fühlten sich aber jene, die nach „Mitteldeutsch-
land" nun auch die ehemaligen Ostgebiete des sogenannte Dritten bzw.
Großdeutschen Reiches „heimholen" wollten. Wiewohl es nach der Verei-
nigung von DDR und Bundesrepublik weder hüben noch drüben einen
„Nationalrausch" (Wolfgang Herles) gab, hat eine partielle Renationalisie-
rung der Politik und der politischen Kultur stattgefunden (Dietl u.a. 1998;
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Jäger u.a. 1998; Jäger/Jäger 1999). Die am 20. Juni 1991 getroffene
Entscheidung des Parlaments, in das Reichstagsgebäude nach Berlin über-
zusiedeln, wurde zumindest in Teilen der Öffentlichkeit als Distanzierung
von der „Bonner Republik", als definitive Abkehr von der Westorientierung
und längst überfällige „Rückbesinnung auf die Nation" interpretiert. Seit-
dem nicht mehr zwei miteinander verfeindete Teilstaaten existieren, er-
scheint Deutschland wieder als politisches Kollektivsubjekt (etwa bei
Baring 1999), das „selbstbewusst" handeln soll und seinen Bürger und
Bürgerinnen mehr Leistungsbereitschaft bzw. Leidensfähigkeit abverlan-

gen muss (siehe Schwilk/Schacht 1994).
Politisch-kulturelle Traditionen entscheiden mit darüber, auf welche Art

eine Wirtschaftskrise oder eine gesellschaftliche Umbruchsituation, kol-
lektiv „verarbeitet" werden. Sofern ausgrenzend-aggressive Momente in
der politischen Kultur eines Nationalstaates dominieren, werden die gesell-
schaftlichen Verteilungskämpfe zu Abwehrgefechten der Einheimischen
gegen „Fremde" und zu interkulturellen Konflikten hochstilisiert. Die
1991/92 extrem zugespitzte Asyldebatte hat nicht nur dem Grundrecht
selbst geschadet, sondern auch die Verfassung und die demokratische
Kultur der Bundesrepublik lädiert.

Und zur Erinnerung: Obwohl im Rahmen des Asylkompromisses zwi-
sehen CDU/CSU, FDP und SPD angekündigt, blieb die Reform des Staats-
bürgerschaftsrechts, das sich immer noch auf die völkische Abstammungs-
lehre des „deutschen Blutes" (ius sanguinis) stützt, bis zum Regierungs-
Wechsel im Herbst 1998 aus und wurde wegen veränderter Mehrheiten im
Bundesrat anschließend nur halbherzig verwirklicht. Ausschlaggebend
dafür war die Unterschriftensammlung von CDU und CSU gegen den

„Doppelpass" (gemeint ist die Tolerierung der doppelten Staatsbürger-
schaft) vor der hessischen Landtagswahl im Februar 1999. Die vom baye-
rischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber (CSU) initiierte und zusam-
men mit dem damaligen CDU-Vorsitzenden Wolfgang Schäuble sowie
Roland Koch, dem CDU-Spitzenkandidaten in Hessen, organisierte Kam-
pagne ließ eine politische Arbeitsteilung bzw. Doppelstrategie der beiden
Schwesterparteien erkennen: „Die CSU sprach mit populistischen Parolen

gegen kriminelle Ausländer und Terroristen ,das Volk' an, die CDU
begegnete danach den Vorwürfen, die Aktion sei ausländerfeindlich, mit
der Beteuerung, alles geschehe im Namen der Integration, also irgendwie
auch zum Wohle der Ausländer." (Klärner 2000, 94) Dem hatte die rot-
grüne Koalition nichts entgegenzusetzen, weil sie ihr ursprüngliches Re-
formziel nicht offensiv verteidigte und auf eine breite Mobilisierung für die
grundlegende Modernisierung des deutschen Staatsbürgerschaftsrechts
verzichtete.

Gudrun Hentges (2001, 65) erklärt die Brisanz und Resonanz der im
Oktober 2000 von der CDU lancierten „Leitkultur"-Diskussion mit dem
Zeitpunkt, zu welchem sie geführt wurde: „Ein Jahrzehnt nach der Auflö-
sung des sozialistischen Staatensystems und der Wiedervereinigung der
beiden deutschen Staaten stellt sich die Frage nach der .selbstbewußten
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Nation' neu - nicht nur in der sog. Sicherheits- und Verteidigungspolitik,
sondern auch im Bereich der Ausländer- und Asylpolitik."

Gegenwärtig scheint es so, als würden die Themen der Rechten zu
Themen der politischen Mitte: Beispiele für eine Ethnisierung und Kultura-
lisierung sozialer, politischer sowie ökonomischer Prozesse belegen, dass
sich dieser Prozess quer durch das etablierte politische und öffentliche
Gefüge hindurchzieht (vgl. Butterwegge/Häusler 2001). Wie man unge-
wollt rechte Gewalt legitimiert, demonstrierte die Kontroverse über das

Bekenntnis des CDU-Generalsekretärs Meyer imFocws (v. 30.10.2000), er
sei „stolz, Deutscher zu sein". Weit über das ultrarechte Spektrum hinaus
dominierte in der Debatte die Auffassung, Deutschsein verlange einen
entsprechenden Nationalstolz wie zu Zeiten des Kaiserreiches oder des NS-
Regimes.

Zuwanderung und Demografie am „Wirtschaftsstandort D" -
nationale Bevölkerungspolitik?

Von der Leitkultur-Diskussion führte ein gerader Weg zur Nationalstolz-
Debatte, wie schon von der Asyldiskussion zur Standortdebatte, die Mitte
der 90er Jahre das Einfallstor für eine neue Spielart des Nationalismus
darstellte (Butterwegge 1998). War zuerst die Befürchtung geschürt wor-
den, Ausländer nähmen „den Deutschen die Arbeitsplätze" weg, so entstand
nun der Eindruck, das deutsche Kapital wandere ins Ausland ab (Titelzeile
auf von „Bild" am 6. Oktober 1999: „Hochsteuerland Deutschland: Haut
Daimler ab in die USA?"), was ähnliche Ängste hervorrufen musste.

Das verbreitete Bewusstsein, auf den internationalen Märkten im Wirt-
schaftskrieg einer Welt von Feinden gegenüberzustehen und durch „deut-
sehen Erfindungsgeist", Fleiß und Opferbereitschaft die Überlegenheit des

„eigenen" Wirtschaftsstandortes demonstrieren zu müssen, nenne ich Stand-
Damit avanciert Konkurrenzfähigkeit zum Dreh- und

Angelpunkt, was nicht ohne Rückwirkungen auf das gesellschaftliche
Klima und die politische Kultur der Bundesrepublik bleibt: „Die Betonung
des ökonomischen Nutzenkalküls sieht nicht nur von schlichten mitmensch-
liehen Verpflichtungen ab, sie grenzt auch all jene aus, die uns tatsächlich
oder vermeintlich nur zur Last fallen." (Schäfer 1993, 88)

Die im Februar 2000 durch Gerhard Schröders GreenCard-Initiative auf
der Computermesse CeBIT angestoßene Zuwanderungsdebatte stand ganz
im Zeichen zweier Argumentationslinien:
Erstens: Deutschland benötige hoch qualifizierte Arbeitsmigrant(inn)en,
um seine internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten bzw. wiederzu-
erlangen; Zweitens: Junge, möglichst kinderreiche Migrant(inn)en könnten
die negativen Folgen des demografischen Wandels abmildern und eine
völlige „Vergreisung" der Bundesrepublik verhindern.

Die seither in den Medien immer lauter erörterte Frage „Nutzen uns die
Zuwanderer oder nutzen sie uns aus?" (Beckstein, CSU) beruht auf natio-
nalistischen und rassistischen Prämissen, welche der gleichzeitig offiziell
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proklamierten Weltoffenheit des „Standorts D" eigentlich Hohn sprechen.
Sie grenzt ein nationales Kollektiv, die deutsche „Wir"-Gruppe, „den
Anderen" bzw. „den Fremden" gegenüber ab. In der Diskussion über die
GreenCard wurde erstmals wieder nach 1945 explizit das „deutsche Inter-
esse" artikuliert, wobei jedoch weniger vö/kwche als vielmehr stara/orftia-
tionalistische Positionen hervortraten. Im Herbst 2001 hat der SPD-Innen-
minister Otto Schily vor diesem Hintergrund einen Zuwanderungs-Entwurf
vorgelegt, der grundsätzlich kritisiert wird (vgl. u.a., Prantl 2001), nun aber
mit den Debatten über „Terrorismusabwehr" und „Innere Sicherheit" zu
einem zentralen Thema des Bundeswahlkampfs 2002 avanciert.

Mit der verbreiteten Angst vor „Überfremdung" durch Menschen ande-
rer „Rasse", Herkunft oder Kultur korrespondiert die Sorge um Deutsch-
land, seine Zukunft als stärkste Wirtschaftsmacht Europas und das deutsche
Volk als größter Ethnie der Alten Welt. Für die extreme Rechte steht
Deutschland das Abendland aufgrund vermehrter Migration im Zeichen der
Globalisierung und seiner „Vergreisung", das heisst des als krisenhaft bzw.
katastrophisch interpretierten demografischen Wandels, vor dem Unter-
gang. Unter dem Titel „Die Deutschen - ein sterbendes Volk" klagt Vatt'on
tmh Euro/70, ältestes Periodikum des Rechtsextremismus in der Bundesre-
publik: „Das deutsche Volk ist in seiner biologischen und kulturellen
Existenz auf das schwerste bedroht. Der extreme Geburtenrückgang zwi-
sehen 1965 und 1975, der seitdem weiter andauert, führte zu Jahrgangsstär-
ken, die zu einem Drittel unter denen der Elterngenerationen liegen. Die
Todesspirale unseres Volkes dreht sich in immer schnellerer Folge." (Rhein-
gans 2000, 20)

Kassandrarufe, düstere Prognosen und Horrorszenarien demokratischer
Politiker und liberaler Presseorgane im Hinblick auf den Niedergang
Deutschlands bzw. das Schicksal des deutschen Volkes häufen sich gleich-
falls. Teilweise klagen dieselben Kreise, die während der Asyldiskussion zu
Beginn der 90er Jahre noch lauthals „Das Boot ist voll!" gerufen und
Zuwanderung mit dieser Begründung abgelehnt hatten, in einem menschen-
leeren Land könne niemand mehr die Renten der alten Leute aufbringen. So

behandelte das Nachrichtenmagazin Der Spz'egeZ die Kontroverse zur Ein-
Wanderung am 23. Oktober 2000 unter der eine Nazi-Parole zynisch ins
Gegenteil wendenden Überschrift „Raum ohne Volk". Und die rheinische
Boulevardzeitung Express' fragte zur selben Zeit im Stil rechtsextremer
Gazetten: „Sterben die Deutschen (bald) aus?"

Da sich Artikel unter Titeln wie „Die Alten-Republik: Land ohne
Kinder" (Woche v. 27.4.2001) oder „Land ohne Leute" (Zeh-Dossier v.
10.5.2001) häufen, wandert der ultrarechte Demografie-Diskurs immer
mehr in die politisch-publizistische Mitte. Umgekehrt berufen sich rechts-
extreme Gazetten ihrerseits auf die Berechnungen liberal-bürgerlicher
Medien, um ihre absurden Behauptungen seriös erscheinen zu lassen.

Exemplarisch sei hier nur die Parteizeitung Der Eepz<h//ka«er genannt, in
deren Heft 2-3/2001 es unter der Überschrift „Rot-grüne ,Rentenreform':
Deutsche Kinder unerwünscht?" und nach ausführlichen Zitaten aus der
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ZeiY heißt es: „In einer Zeit, in der von morgens bis abends die demographi-
sehe Misere der Deutschen beklagt wird, beschließt die rot-grüne Mehrheit
im Bundestag eine Rentenreform, die auf eine Bestrafung von Kindern
hinausläuft. Die Folge wird sein, daß noch weniger deutsche Paare Kinder
bekommen werden. Da drängt sich die Frage auf, ob nicht genau dies

gewünscht ist. Die Rechnung der rot-grünen Gesellschaftsingenieure: Je

weniger deutsche Kinder auf die Welt kommen, desto mehr Zuwanderer
können ins Land strömen."

Die von Jürgen Rüttgers (CDU) im nordrhein-westfälischen Landtags-
wahlkampf des Jahres 2000 bezüglich der GreenCard-Regelung ausgegebe-
ne, von den REPublikanern auf ihre Wahlplakate übernommene Parole
„Kinder statt Inder" zieht sich wie ein roter Faden durch Diskussionen über
eine Kehrtwende in der Familien- und eine Rückkehr zur „aktiven Bevöl-
kerungspolitik" (Bayerns Ministerpräsident Edmund Stoiber). Unter der
Überschrift „Kinder als Schicksal" verlieh die neurechte Wochenzeitung

FraÄeiY am 14. Januar 2000 ihrer Überzeugung Ausdruck, dass

Immigration den Geburtenrückgang nicht stoppen könne: „Massive Zu-
Wanderung zwecks Rentenabsicherung ist zwar originell, aber mit seriösen
ökonomischen Argumenten nicht zu begründen. Stattdessen schweigt die
politische Klasse zum eigentlichen Thema: wie die Deutschen schlicht
ermutigt werden können, wieder mehr Kinder in die Welt zu setzen."

Ein halbes Jahr später erschien die liberale Wochenzeitung Zeit mit der
Titelschlagzeile „Kinder, Kinder!" Auf dem Höhepunkt der medialen
Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus, dessen Publizistik sich
schon seit Jahrzehnten um die Zukunftsfähigkeit des „deutschen Volkes"
sorgt und für eine „familienpolitische Großoffensive" wirbt, stellte Susanne

Mayer (2000) in einem Leitartikel Überlegungen an, wie die Geburtenrate
Demsc/jen durch staatliche Maßnahmen zu steigern wären. Eine prona-

talistische Sozial- und Familienpolitik klagte Mayer auch in dem Leitartikel
„Die betrogene Familie" vom 1. Februar 2001 ein, der sich seiner Diktion,
hysterischen Aufgeregtheit und alarmistischen Beschwörungsformeln nach
kaum mehr von entsprechenden Beiträgen in rechtsextremen Publikations-
organen unterscheidet, zumal diese aus taktischen Gründen bei ihren For-
mulierungen eher Zurückhaltung üben. Dass „Kinderarmut", die es zuneh-
mend auch wieder in der Bundesrepublik gibt (Butterwegge 2000), nicht
mehr als soziale Notlage junger Menschen, sondern als „Mangel an (deut-
sehen) Kindern" begriffen und zum Hauptproblem der Gesellschaft empor-
stilisiert wird, erinnert gleichfalls an ultrarechte Gazetten. „Kinderman-
gel", meint Mayer (2001), bedrohe die „Substanz des Staates". Sie fragt
weiter: „Woher sollen die Ärzte, die Ingenieure, die Wissenschaftler, die
Lehrer und Computerfachleute kommen, um unserem Land eine Zukunft zu
geben? Aus dem Internet? Wollen wir nur noch (sie!) Fachkräfte aus der
Dritten Welt abwerben?"

Während man die Alten, weil für den „Wirtschaftsstandort D" nicht mehr
produktiv, in der öffentlichen Meinung herabsetzt und das Alter entwertet
wird (Guha 2000), erhalten (deutsche) Kinder nicht nur in w/frarec/zfe«
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Medien einen Kultstatus und Familien geradezu Fetischcharakter. Susanne

Mayer (2001) möchte den „Notfall", dass „immer mehr Frauen und Männer
einfach keine Kinder mehr (bekommen)", durch weitere Steuerfreibe-

träge für Familien (Umwandlung des Ehegatten- in ein Familiensplitting,
das besonders kinderreiche SpitzenVerdiener begünstigen würde) bekämp-
fen. Außerdem sollen Strafabgaben für Kinderlose eingeführt und die
Renten gekürzt werden. So spielt man Alt und Jung in demagogischer Weise
gegeneinander aus, statt das Wohlstandsgefälle Znner/ta/Z? aZ/er Generatio-
nen zu problematisieren.

Es ist zu erwarten, dass der Diskurs über den Geburtenrückgang, angeb-
lieh fehlende (deutsche) Kinder und die negativen Auswirkungen für den
„Wirtschaftsstandort D" das System der sozialen Sicherung die mediale
Öffentlichkeit künftig noch stärker beeinflussen wird. Er birgt die Gefahr
einer weiteren Verquickung bzw. Überlappung rechtsextremer Parolen und
etablierter Positionen der „Mitte" in sich. Politiker demokratischer Parteien
und Medien liefern regelrechte Traumvorlagen für Rechtsextremisten, die
mit ihrem Werben für eine pronatalistische Familienpolitik bzw. eine
nationale Bevölkerungspolitik wiederum Druck auf die etablierten Parteien
ausüben und das öffentliche Klima noch mehr vergiften.
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